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GESETZGEBUNG 

Mehrwertsteuer im digitalen 
Zeitalter 

Die EU Kommission hatte in ihrem 
Aktionsplan von 2020 für eine 
faire und einfache Besteuerung 
zur Unterstützung der Aufbaustra-
tegie das Legislativpaket „Mehr-
wertsteuervorschriften für das di-
gitale Zeitalter“ angekündigt, das 
auch in das Arbeitsprogramm der 
Kommission für 2022 aufgenom-
men wurde.  

Das Legislativpaket setzt sich aus 
dem  

̶ Vorschlag zur Änderung der 
MwStSystRL – COM(2022) 
701 final – sowie  

̶ einem Vorschlag für eine Ver-
ordnung des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 
904/2010 hinsichtlich der für 
das digitale Zeitalter erforderli-
chen Vereinbarungen über die 
Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehörden auf dem Ge-
biet der Mehrwertsteuer – 
COM(2022) 703 final – und  

̶ dem Vorschlag für eine Durch-
führungsverordnung des Ra-
tes zur Änderung der Durch-
führungsverordnung (EU) Nr. 
282/2011 des Rates hinsicht-
lich der Informationsanforde-

rungen für bestimmte Mehr-
wertsteuerregelungen – 
COM(2022) 704 final – 

zusammen. 

Mit dem Paket werden im Wesent-
lichen drei Ziele verfolgt: 

1. Durch die Einführung digitaler 
Meldepflichten sollen die 
Mehrwertsteuermeldepflich-
ten modernisiert werden, so-
dass die Informationen, die 
Steuerpflichtige den Steuer-
behörden zu jedem einzelnen 
Umsatz in elektronischer 
Form übermitteln müssen, 
standardisiert werden. 
Gleichzeitig wird die Nutzung 
der elektronischen Rech-
nungsstellung für grenzüber-
schreitende Umsätze vorge-
schrieben. 

2. Die Herausforderungen der 
Plattformwirtschaft sollen an-
gegangen werden. Dies soll 
dadurch erfolgen, indem die 
für die Plattformwirtschaft 
geltenden Mehrwertsteuer-
vorschriften aktualisiert wer-
den und damit das Problem 
der Gleichbehandlung in An-
griff genommen wird. Außer-
dem sollen die für diese Um-
sätze geltenden Vorschriften 
über den Ort der Dienstleis-
tung präzisiert werden und 
die Rolle von Plattformen, die 
die Kurzzeitvermietung von 
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Unterkünften oder Personen-
beförderungsdienstleistungen 
unterstützen, bei der Erhe-
bung der Mehrwertsteuer ge-
stärkt wird. 

3. Durch die Einführung einer 
einzigen Mehrwertsteuerre-
gistrierung sollen mehrfache 
Mehrwertsteuerregistrierun-
gen in der EU entfallen und 
die Funktionsweise des In-
struments zur Anmeldung 
und Entrichtung der Mehr-
wertsteuer auf Fernverkäufe 
von Gegenständen verbes-
sert werden. Dies bedeutet, 
dass die bestehenden Sys-
teme der einzigen Anlauf-
stelle (OSS) und der einzigen 
Anlaufstelle für die Einfuhr 
(IOSS) sowie der Umkehrung 
der Steuerschuldnerschaft 
verbessert und erweitert wer-
den müssen, um die Fälle, in 
denen ein Steuerpflichtiger 
sich in einem anderen Mit-
gliedstaat registrieren muss, 
auf ein Mindestmaß zu be-
schränken. 

Inzwischen sind die deutschen 
Fassungen der drei Kommissions-
vorschläge auf der Website der 
EU-Kommission verfügbar. 

 
 

NEUES VOM EUGH 

Minderung der Bemessungs-
grundlage wegen Uneinbring-
lichkeit  
EuGH, Urteil vom 9. Februar 2023 
– Rs. C-482/21 – Euler Hermes 

Der EuGH hat zur Minderung der 
Bemessungsgrundlage wegen 
Uneinbringlichkeit von Forderun-
gen Stellung genommen. 

Sachverhalt 
Die in Ungarn ansässige Gesell-
schaft Euler Hermes ist im Versi-
cherungswesen tätig und ver-
pflichtet sich im Rahmen eines 

Versicherungsvertrags, eine Ent-
schädigung an ihre Versicherten 
zu zahlen, falls deren Kunden 
eine bestimmte Forderung nicht 
begleichen. Der Entschädigungs-
satz beläuft sich grundsätzlich auf 
90 Prozent des Wertes der nicht 
beglichenen Forderung nebst 
Mehrwertsteuer. Nach diesem 
Versicherungsvertrag werden im 
Zuge dieser Entschädigung ein 
entsprechender Teil des Forde-
rungswerts sowie sämtliche ur-
sprünglich dem Versicherten zu-
stehenden konnexen Rechte an 
Euler Hermes abgetreten. In der 
Praxis wird Euler Hermes, was 
den Teil der abgetretenen Mehr-
wertsteuer betrifft, mit der zuvor 
von den Versicherten an den Fis-
kus abgeführten, aber von diesen 
an ihre Kunden abgewälzten und 
von ihnen nicht beglichenen Mehr-
wertsteuer belastet. 

Was die betroffenen Forderungen 
angeht, weist das vorlegende Ge-
richt darauf hin, dass die Forde-
rungen zum Zeitpunkt ihrer Über-
tragung auf Euler Hermes noch 
nicht als uneinbringlich erachtet 
worden seien und dass sie erst 
nach dieser Übertragung endgül-
tig uneinbringlich geworden seien. 
Zudem sei das Umsatzsteuerge-
setz bis zum 1. Januar 2020 uni-
onsrechtswidrig gewesen, da die-
ses Gesetz die nachträgliche 
Verminderung der Steuerbemes-
sungsgrundlage für die solche 
Forderungen betreffende Mehr-
wertsteuer nicht erlaubt habe. 

Streitig ist, ob Euler Hermes nach 
dem Versicherungsvertrag als 
Rechtsnachfolgerin ihrer Versi-
cherten in Bezug auf die unein-
bringlichen Forderungen, um die 
es hier geht, Anspruch auf die Er-
stattung der Mehrwertsteuer hat. 
Auch nach dem Unionsrecht habe 
sie gemäß dem Grundsatz der 
steuerlichen Neutralität einen sol-
chen Anspruch. 

Urteil 
Im vorliegenden Fall hat Euler 

Hermes den Kunden, die Steuer-
pflichtige sind, eine Entschädi-
gung gezahlt, die 90 Prozent des 
Betrags der fraglichen Forderun-
gen nebst Mehrwertsteuer betrug. 

Hieran zeigt sich in diesem Zu-
sammenhang, dass der Teil der 
Forderungen, für den Euler Her-
mes eine Entschädigung gewährt 
hat, durchaus von den steuer-
pflichtigen Kunden als Gegenleis-
tung der fraglichen steuerbaren 
Umsätze vereinnahmt worden ist, 
sodass für diesen Teil nicht von 
einer „Nichtbezahlung“ im Sinne 
von Art. 90 Abs. 1 MwStSystRL 
ausgegangen werden kann. 

Folglich können die steuerpflichti-
gen Kunden, selbst wenn dieser 
Teil der Forderungen in Form ei-
ner Entschädigung vereinnahmt 
wurde, für ihn keinerlei Anspruch 
auf Verminderung der Steuerbe-
messungsgrundlage für die Mehr-
wertsteuer geltend machen. 

Im Übrigen ist nicht davon auszu-
gehen, dass im Hinblick auf das 
Mehrwertsteuerrecht der Union 
und unabhängig von den möglich-
erweise im Zivilrecht auf Forde-
rungsabtretungen anwendbaren 
nationalen Vorschriften ein Versi-
cherer wie Euler Hermes als der-
jenige Steuerpflichtige bestimmt 
werden kann, der in Bezug auf 
den Teil der Forderungen, der Ge-
genstand einer Entschädigung 
und einer Abtretung war, nach Art. 
90 Abs. 1 MwStSystRL eine Ver-
minderung der Mehrwertsteuerbe-
messungsgrundlage verlangen 
kann. 

Würde einem solchen Versicherer 
diese Eigenschaft zuerkannt, ver-
stieße dies nämlich gegen den 
Grundsatz der steuerlichen Neut-
ralität, da die an die Steuerverwal-
tung abgeführte Mehrwertsteuer 
nicht genau zu dem Preis proporti-
onal wäre, den die steuerpflichti-
gen Kunden, die die in Rede ste-
henden steuerbaren Umsätze 
getätigt haben, tatsächlich erhal-
ten haben. 
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Bitte beachten Sie: 
Die Vorgehensweise in Deutsch-
land verstößt möglicherweise ge-
gen die Grundsätze dieses EuGH-
Urteils. So bestimmt sich bei der 
Abtretung einer Forderung unter 
dem Nennwert das Entgelt nach 
den tatsächlichen Aufwendungen 
des Leistungsempfängers (siehe 
BFH vom 6.  Mai 2010 – V R 
15/09 sowie Abschnitt 17.1. Abs. 
6 UStAE mit folgendem Beispiel): 

Ein Unternehmer hat auf Grund 
einer Lieferung eine Forderung in 
Höhe von 11.900 Euro gegen sei-
nen zum Vorsteuerabzug berech-
tigten Abnehmer. Er tritt diese 
Forderung zum Festpreis von 
5.750 Euro an ein Inkassobüro ab. 
Das Inkassobüro kann noch 8.925 
Euro einziehen. 

Die Steuer des Lieferers richtet 
sich zunächst nach dem für die 
Lieferung vereinbarten Entgelt von 
10.000 Euro ((Steuer bei einem 
Steuersatz von 19 Prozent = 
1.900 Euro). Die endgültige 
Steuer des Lieferers beträgt aller-
dings nur 1.425 Euro, da der Ab-
nehmer nur 8.925 Euro aufge-
wandt hat (§ 10 Abs. 1 Satz 2 
UStG), während die restlichen 
2.975 Euro uneinbringlich sind. 
Dies führt in der Praxis häufig zu 
Schwierigkeiten, da der Lieferer 
auf die Information des Inkasso-
büros angewiesen ist, um eine 
Berichtigung der Umsatzsteuer 
auf Basis der vom Inkassobüro 
vom Abnehmer erhaltenen Zah-
lung geltend machen zu können. 
Insofern wäre eine Berichtigung 
der Umsatzsteuer anhand der mit 
dem Inkassobüro vereinbarten 
Zahlung für die Abtretung der For-
derung zwar praktikabler, würde 
jedoch zu Folgefragen betreffend 
die Systematik der Besteuerung 
auf den einzelnen Ebenen führen.  

 

Vergütung durch hälftige  
Abtretung von Preisgeldern  
EuGH, Urteil vom 9. Februar 2023 
– Rs. C-713/21 – A 

Der EuGH hat zur Vergütung 
durch hälftige Abtretung des An-
spruchs auf die mit Pferden bei 
Turnieren gewonnenen Preisgel-
der Stellung genommen. 

Sachverhalt 
A betrieb in den Jahren 2007 bis 
2012 in Deutschland einen Ausbil-
dungsstall für Turnierpferde. Er 
schloss mit Pferdeeigentümern, 
die in Deutschland wohnten, Ver-
träge, nach denen diese ihm ihre 
Pferde zur Verfügung stellten. 
Diese Pferde wurden in diesem 
Stall untergestellt und gepflegt. 
Sie wurden dort ausgebildet und 
nahmen in Deutschland und im 
Ausland an Turnieren teil. 

Nach diesen Verträgen hatten die 
Eigentümer die Kosten für den 
Unterhalt, die Turnierteilnahme, 
den Transport, den Hufschmied 
und den Tierarzt der Pferde zu 
tragen, während A die Kosten für 
seine eigene Teilnahme als Reiter 
an den Turnieren, das heißt Rei-
sekosten, Hotelkosten und Spe-
sen, zu übernehmen hatte. 

Vor dem Hintergrund, dass die bei 
Pferdeturnieren gewonnenen 
Preisgelder allein dem Eigentümer 
der Pferde zustanden, sahen die 
genannten Verträge vor, dass A 
50 Prozent aller Geld- und Sach-
preise erhalten sollte. Hierzu trat 
der Eigentümer bereits beim Ab-
schluss des Überlassungsvertrags 
dem A die künftigen Ansprüche 
hierauf zur Hälfte ab. A durfte et-
waige Forderungen eines Eigentü-
mers ihm gegenüber mit etwaigen 
eigenen Forderungen gegenüber 
dem betreffenden Eigentümer ver-
rechnen. 

Das Finanzamt ist der Auffassung, 
dass die Turnierlöse mit fremden 
Pferden dem Regelsteuersatz der 
Umsatzsteuer unterliegen. Ein-
spruch und Klage hatten keinen 

Erfolg. Der BFH hat die Sache 
dem EuGH zur Vorabentschei-
dung vorgelegt. 

Urteil  
Der EuGH legt Art. 2 Abs. 1 
Buchst. c MwStSystRL dahin ge-
hend aus, dass die einheitliche 
Leistung des Inhabers eines Aus-
bildungsstalls für Turnierpferde, 
die aus Unterbringung, Training 
und Turnierteilnahme von Pferden 
besteht, eine Dienstleistung ge-
gen Entgelt im Sinne dieser Be-
stimmung darstellt, wenn der Ei-
gentümer der Pferde diese 
Leistung durch hälftige Abtretung 
des ihm bei einer erfolgreichen 
Turnierteilnahme seiner Pferde 
zustehenden Anspruchs auf die 
gewonnenen Preisgelder vergütet. 

Der EuGH grenzt sein Urteil zum 
Urteil vom 10. November 2016 – 
Rs. C-432/15 – Baštová ab. Nach 
diesem Urteil ist Art. 2 Abs. 1 
Buchst. c MwStSystRL dahin aus-
zulegen, dass die Überlassung ei-
nes Pferdes durch seinen Eigen-
tümer, der mehrwertsteuerpflichtig 
ist, an den Veranstalter eines 
Pferderennens zwecks Teilnahme 
des Pferdes an diesem Rennen 
keine gegen Entgelt erbrachte 
Dienstleistung darstellt, wenn für 
sie weder ein Antrittsgeld noch 
eine andere unmittelbare Vergü-
tung gezahlt wird und nur die Ei-
gentümer der Pferde mit einer er-
folgreichen Platzierung in dem 
Rennen ein – sei es auch ein im 
Voraus festgelegtes – Preisgeld 
erhalten. Die Überlassung eines 
Pferdes stellt dagegen eine gegen 
Entgelt erbrachte Dienstleistung 
dar, wenn der Veranstalter für sie 
eine von der Platzierung des Pfer-
des in dem Rennen unabhängige 
Vergütung zahlt. 
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NEUES VOM BFH 

EuGH-Vorlage zur Besteuerung 
von Gutscheinen 
BFH, Beschluss vom 3. November 
2022, XI R 21/21 

Vorliegend streiten die Beteiligten 
darüber, ob die Übertragung von 
Guthabenkarten oder Gutschein-
codes für den Erwerb digitaler In-
halte für das X-Network (X), soge-
nannten X-Cards, der 
Umsatzsteuer unterliegt.  

Der BFH hat für das Streitjahr 
2019 mit Beschluss vom 3. No-
vember 2022 (XI R 21/21) dem 
EuGH folgende Fragen zur Ausle-
gung von Art. 30a Nr. 2 und Art. 
30b Unterabs. 2 MwStSystRL zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Liegt ein Einzweck-Gutschein 
i.S. von Art. 30a Nr. 2 MwSt- 
SystRL vor, wenn 

̶ zwar der Ort der Erbringung 
von Dienstleistungen, auf die 
sich der Gutschein bezieht, 
insoweit feststeht, als diese 
Dienstleistungen im Gebiet 
eines Mitgliedstaats an End-
verbraucher erbracht werden 
sollen, 

̶ aber die Fiktion des Art. 30b 
Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 1 
MwStSystRL, nach der auch 
die Übertragung des Gut-
scheins zwischen Steuer-
pflichtigen zur Erbringung der 
Dienstleistung, auf die sich 
der Gutschein bezieht, zu ei-
ner Dienstleistung im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaats 
führt? 

2. Falls die Frage 1 verneint wird 
(und damit im Streitfall ein Mehr-
zweck-Gutschein vorliegt):  

Steht Art. 30b Abs. 2 Unterabs. 1 
MwStSystRL, wonach die tatsäch-
liche Erbringung der Dienstleistun-
gen, für die der Erbringer der 

Dienstleistungen einen Mehr-
zweck-Gutschein als Gegenleis-
tung oder Teil einer solchen an-
nimmt, der Mehrwertsteuer 
gemäß Art. 2 MwStSystRL unter-
liegt, wohingegen jede vorange-
gangene Übertragung dieses 
Mehrzweck-Gutscheins nicht der 
Mehrwertsteuer unterliegt, einer 
anderweitig begründeten Steuer-
pflicht (EuGH-Urteil Lebara vom 3. 
Mai 2012 – Rs. C-520/10) entge-
gen? 

Für das Streitjahr 2017 – vor In-
krafttreten der Gutschein-Richtli-
nie am 1. Januar 2019 – kommt 
der BFH mit Beschluss vom 29. 
November 2022, XI R 11/21, zum 
Ergebnis, dass Guthabenkarten 
über näher bezeichnete und im In-
land zu erbringende Leistungen 
wie eine Ware gehandelt werden 
konnten und führten jedenfalls vor 
Inkrafttreten der § 3 Abs. 13 ff. 
UStG über die Anzahlungsbesteu-
erung zu einer Steuerentstehung. 

 

Vorabentscheidungsersuchen 
zum Direktanspruch 
BFH, Beschluss vom 3. November 
2022, XI R 6/21 

Der BFH hat dem EuGH folgende 
Fragen zur Vorabentscheidung 
zur Auslegung der MwStSystRL 
vorgelegt: 

1. Steht einem Leistungsempfän-
ger mit Ansässigkeit im Inland ein 
sogenannter Direktanspruch ge-
gen die inländische Finanzverwal-
tung entsprechend dem EuGH-Ur-
teil vom 15. März 2007 – Rs. C-
35/05 - Reemtsma Cigarettenfab-
riken zu, wenn 

a) dem Leistungsempfänger von 
einem Leistenden, der gleich-
falls im Inland ansässig ist, 
eine Rechnung mit inländi-
schem Steuerausweis erteilt 
wird, die der Leistungsemp-
fänger bezahlt, wobei der 

Leistende die in der Rech-
nung ausgewiesene Steuer 
ordnungsgemäß versteuert, 

b) es sich bei der in Rechnung 
gestellten Leistung aber um 
eine in einem anderen Mit-
gliedstaat erbrachte Leistung 
handelt, 

c) dem Leistungsempfänger da-
her der Vorsteuerabzug im 
Inland versagt wird, da es an 
einer im Inland gesetzlich ge-
schuldeten Steuer fehlt, 

d) der Leistende die Rechnung 
daraufhin dahingehend be-
richtigt, dass der inländische 
Steuerausweis entfällt und 
sich der Rechnungsbetrag 
daher in Höhe des Steuer-
ausweises mindert, 

e) der Leistungsempfänger auf-
grund der Eröffnung des In-
solvenzverfahrens über das 
Vermögen des Leistenden 
Zahlungsansprüche gegen 
den Leistenden nicht durch-
setzen kann und 

f) für den im anderen Mitglied-
staat bislang nicht registrier-
ten Leistenden die Möglich-
keit besteht, sich in diesem 
Mitgliedstaat mehrwertsteuer-
rechtlich registrieren zu las-
sen, sodass er danach unter 
Angabe einer Steuernummer 
dieses Mitgliedstaats dem 
Leistungsempfänger eine 
Rechnung unter Ausweis der 
Steuer dieses Mitgliedstaats 
erteilen könnte, die den Leis-
tungsempfänger in diesem 
Mitgliedstaat zum Vorsteuer-
abzug im besonderen Verfah-
ren nach der Richtlinie 
2008/9/EG zum Vorsteuerab-
zug berechtigen würde? 

2. Kommt es für die Beantwortung 
dieser Frage darauf an, dass die 
inländische Finanzverwaltung 
dem Leistenden aufgrund der blo-
ßen Rechnungsberichtigung die 
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Steuerzahlung erstattet hat, ob-
wohl der Leistende aufgrund der 
Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens über sein Vermögen nichts 
an den Leistungsempfänger zu-
rückgezahlt hat?  

Sachverhalt 
Im Streitfall geht es um sechs 
Sale-and-lease-back-Geschäfte 
über Motorboote. Dabei erwarb 
eine GmbH zunächst jeweils ein 
neues Motorboot von der in Italien 
ansässigen E-sr. Die Rechnungen 
hierfür wurden ohne Ausweis von 
Mehrwertsteuer mit dem Hinweis 
auf eine innergemeinschaftliche 
Lieferung ("prestazione intraco-
munitaria") ausgestellt. Ausweis-
lich der Rechnungen wurde der 
Kaufpreis in voller Höhe von der 
GmbH entrichtet. 

Jeweils einige Tage später schlos-
sen die GmbH und eine KG einen 
"Kauf- und Übereignungsvertrag" 
ab. Darin verkaufte die GmbH das 
jeweilige Boot an die KG zum 
identischen Nettokaufpreis zuzüg-
lich deutscher Umsatzsteuer. Die 
KG zahlte den Kaufpreis an die 
GmbH. Die Übergabe des Bootes 
wurde nach dem Kaufvertrag je-
weils durch die Vereinbarung des 
Abschlusses eines Leasingvertra-
ges mit Nutzungsüberlassung er-
setzt. 

Die GmbH erteilte der KG an-
schließend Rechnungen über den 
Verkauf des jeweiligen Bootes mit 
offen ausgewiesener deutscher 
Umsatzsteuer, meldete die inlän-
dische Umsatzsteuer in ihren 
Steuererklärungen an und führte 
sie an das für sie zuständige Fi-
nanzamt (FA X) ab. Die Rechnun-
gen enthielten keine Angaben 
zum Ort, an dem sich die Boote 
befanden. Die KG zog die in der 
Rechnung ausgewiesene inländi-
sche deutsche Umsatzsteuer in 
ihren Umsatzsteuererklärungen 
als Vorsteuer ab. Einige Tage da-
nach schlossen die GmbH und die 
KG einen Mobilienleasingvertrag 
über das jeweilige Boot mit einer 

Laufzeit von 36 Monaten und ei-
ner monatlichen Leasingrate. 

Im Rahmen einer bei der GmbH 
durchgeführten Außenprüfung für 
den Besteuerungszeitraum 2008 
wurde festgestellt, dass sich die 
Boote im Zeitpunkt des Verkaufs 
von der GmbH an die KG nicht in 
Deutschland, sondern in Italien 
am Y-See befanden. Die GmbH 
berichtigte deshalb ihre Rechnun-
gen gegenüber der KG. 

Das für die KG zuständige Finanz-
amt FA vertrat die Auffassung, die 
Lieferung der Boote sei in 
Deutschland nicht steuerbar ge-
wesen, da es sich um Lieferungen 
ohne Beförderung gehandelt 
habe, sondern in Italien. Die von 
der GmbH der KG in Rechnung 
gestellte deutsche Umsatzsteuer 
werde von dieser nach Art. 203 
MwStSystRL und § 14c UStG ge-
schuldet und sei daher von der 
KG nicht als Vorsteuer abziehbar. 
Die KG zahlte alle Vorsteuern an 
das FA zurück. 

Über das Vermögen der GmbH 
wurde das Insolvenzverfahren er-
öffnet. Der Insolvenzverwalter der 
GmbH widerrief den Umsatzsteu-
erausweis aus den sechs Rech-
nungen über die Lieferung der 
Boote. Als Rechnungsbetrag 
wurde nur noch jeweils der ur-
sprünglich vereinbarte Nettokauf-
preis ausgewiesen. Das für die 
GmbH zuständige FA X teilte mit, 
dass durch den Insolvenzverwal-
ter berichtigte Rechnungen vorge-
legt, dem Berichtigungsantrag 
nach § 17 UStG stattgegeben und 
die abgeführte Umsatzsteuer an 
die Masse erstattet worden.  

Der steuerliche Vertreter des In-
solvenzverwalters sei darüber in-
formiert worden, dass er verpflich-
tet sei, die Umsätze in Italien zu 
versteuern. Nach Angaben der 
KG weigert sich der Insolvenzver-
walter, ihr eine Rechnung mit itali-
enischer Umsatzsteuer auszustel-
len. Eine Klage auf Erteilung einer 

Rechnung mit offen ausgewiese-
ner italienischer Umsatzsteuer hat 
die KG gegen die GmbH nicht er-
hoben.  

Das Finanzgericht wies die Klage 
ab. Das Finanzgericht sah das FA 
aufgrund der bereits in die Insol-
venzmasse erfolgten Rückzahlung 
als nicht gegenüber der KG erstat-
tungsverpflichtet an. Zudem habe 
der KG kein zivilrechtlicher An-
spruch gegen die GmbH auf Er-
stattung der rechtsgrundlos ge-
zahlten inländischen 
Umsatzsteuer zugestanden. Der 
KG stehe lediglich ein Anspruch 
auf Erteilung einer Rechnung mit 
offen ausgewiesener italienischer 
Umsatzsteuer zu. 

Begründung 
Der BFH hat in Bezug auf die 
erste Frage Zweifel, ob nach den 
Verhältnissen des Streitfalls ein 
sogenannter Direktanspruch zu 
bejahen ist. Bei einer unionswei-
ten Betrachtung unter Einschluss 
des Mitgliedstaats, in dem die 
Leistung tatsächlich erbracht 
wurde (im Streitfall Italien) könnte 
an die Stelle eines Rückforde-
rungsanspruchs ein bloßer An-
spruch auf Erteilung einer Rech-
nung mit italienischer Steuer 
treten, wovon das Finanzgericht 
ausgegangen ist.  

Zu berücksichtigen könnte zudem 
sein, dass der Leistende im Streit-
fall nicht bereit war und ist, in Ita-
lien die in Rede stehenden Um-
sätze zu erklären und 
dementsprechend dem Leistungs-
empfänger eine Rechnung auszu-
stellen. Der KG wäre es daher nur 
möglich gewesen, in einem zivil-
gerichtlichen Klageverfahren ihren 
Anspruch auf Erteilung dieser 
Rechnung geltend zu machen. 
Dies hat sie nicht getan. Es er-
scheint dem BFH unionsrechtlich 
zweifelhaft, ob ihr dieses Unterlas-
sen zum Nachteil gereicht. 

Bei der Beantwortung der zweiten 
Frage könnte zu berücksichtigen 
sein, dass der Direktanspruch des 
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Rechnungsempfängers entsteht, 
wenn die Rückzahlungskette auf-
grund der Zahlungsunfähigkeit 
oder Insolvenz des Rechnungs-
ausstellers gestört ist. Dies könnte 
dafür sprechen, dem Direktan-
spruch Vorrang einzuräumen. 

Zu beachten sind zudem zeitliche 
Besonderheiten, wie sie auch im 
Streitfall bestehen. So hat vorlie-
gend zuerst der Insolvenzverwal-
ter aufgrund einer Rechnungsbe-
richtigung den Steuerberichti-
gungsanspruch gegen das FA gel-
tend gemacht und infolgedessen 
eine Zahlung in die Insolvenz-
masse erhalten, während die KG 
den Direktanspruch gegen das FA 
erst später geltend gemacht hat. 

Jedenfalls dann, wenn das FA bei 
der Rückzahlung aufgrund der 
Rechnungsberichtigung noch 
keine Kenntnis von einem konkre-
ten Direktanspruch hatte (und 
hiervon auch keine Kenntnis ha-
ben konnte), kann es nach Auffas-
sung des BFH nicht zu einer zwei-
ten Zahlung verpflichtet sein. 

Hatte das FA hingegen zu diesem 
Zeitpunkt bereits Kenntnis von ei-
nem konkreten Direktanspruch, 
könnte davon auszugehen sein, 
dass das FA die Umsatzsteuer 
erst dann an den Leistenden er-
statten darf, wenn feststeht, dass 
es zu keinem Direktanspruch des 
Leistungsempfängers gegen das 
FA kommen wird, sodass das FA 
bei Verletzung dieser Obliegenheit 
den bereits an den Leistenden er-
statteten Betrag nochmals an den 
Leistungsempfänger auszuzahlen 
hat. 

Zum anderen könnte unionsrecht-
lich der sich aus einer Rech-
nungsberichtigung ergebende 
Steuerberichtigungsanspruch des 
Rechnungsausstellers gegen das 
FA davon abhängig zu machen 
sein, dass er den sich aus der 
Rechnungsberichtigung ergeben-
den zivilrechtlichen Rückzah-
lungsanspruch des Rechnungs-
empfängers erfüllt hat. Zu einer 

Rechnungsberichtigung durch den 
Insolvenzverwalter käme es dann 
wohl nicht mehr, da er zur Erlan-
gung einer Rückzahlung vom FA 
zuvor an den Rechnungsempfän-
ger erstatten müsste. Von einem 
derartigen Erfordernis ist der BFH 
bereits in einem anderen Fall des 
Art. 203 MwStSystRL ausgegan-
gen, ohne jedoch über die sich 
hieraus für den Direktanspruch er-
gebenden Auswirkungen zu ent-
scheiden (vgl. BFH-Urteil vom 16. 
Mai 2018 - XI R 28/16). 

 

Wärmeabgabe aus einer  
Biogas-Anlage 
BFH, Urteil vom 9. November 
2022, XI R 31/19 

Der BFH hat zur Umsatzbesteue-
rung der Wärmeabgabe aus einer 
Biogas-Anlage Stellung genom-
men. 

Sachverhalt 
Der Kläger betreibt eine Biogas-
anlage, ein Gärrestendlager, ein 
Blockheizkraftwerk (BHKW), ein 
Fahrsilo und ein Satelliten-BHKW 
auf dem Hof des Nachbarn. Der 
Kläger veräußerte in den Jahren 
2009 bis 2011 (Streitjahre) den 
durch das BHKW erzeugten 
Strom an einen örtlichen Energie-
versorger. Die vom BHKW in die-
ser Zeit erzeugte Wärme verwen-
dete der Kläger unter anderem 
zum einen für private Zwecke (Be-
heizen des privaten Wohnhauses 
und des ebenfalls privat genutzten 
sogenannten Altenteilerhauses) 
und zum anderen für die an den 
Betriebsleiter vermietete Woh-
nung.  

Das Finanzamt ging davon aus, 
dass die Abgabe der Wärme zu 
einer unentgeltlichen Wertabgabe 
im Sinne des § 3 Abs. 1b Satz 1 
Nr. 1 UStG geführt habe. Mangels 
Vorliegens eines Einkaufspreises 
seien als Bemessungsgrundlage 
gemäß § 10 Abs. 4 UStG die 
Selbstkosten anzusetzen. Den 
Selbstkostenpreis für eine kWh 

Wärme ermittelte das Finanzamt 
mit 0,09 € und nicht, wie der Klä-
ger, mit 0,01 €. 

Der hiergegen gerichteten Klage 
gab das Finanzgericht (FG) statt. 
Das FG sah in der vom Kläger pri-
vat verbrauchten Wärme für das 
Wohnhaus und das Altenteiler-
haus eine unentgeltliche Wertab-
gabe gemäß § 3 Abs. 1b Satz 1 
Nr. 1 UStG. Es ging davon aus, 
dass die Bemessungsgrundlage 
für die Wärmeabgabe bei Auftei-
lung des Selbstkostenpreises un-
ter Berücksichtigung eines Markt-
preises für Wärme aus 
Biogasanlagen von 0,03 €/kWh zu 
ermitteln sei, der sich aus einem 
bundesweit durchschnittlichen Ar-
beitspreis von Wärme aus Biogas-
anlagen in Höhe von 0,0293 
€/kWh, der auf 0,03 €/kWh aufzu-
runden sei, ergebe.  

Anders als bei der privaten Ver-
wendung der Wärme aus dem 
BHKW sei durch die Verwendung 
von Wärme für die an den Be-
triebsleiter steuerfrei vermietete 
Wohnung zwar keine unentgeltli-
che Wertabgabe ausgelöst wor-
den, es sei aber der Vorsteuerab-
zug anteilig zu versagen. 

Urteil 
Der BFH hat die Revision des Fi-
nanzamts als unbegründet zu-
rückgewiesen. Das Finanzgericht 
hat zutreffend die anteiligen 
Selbstkosten als Bemessungs-
grundlage für die unentgeltlichen 
Wertabgaben angesetzt und diese 
in revisionsrechtlich nicht zu bean-
standender Weise auf Grundlage 
der entgeltlichen Stromlieferungen 
und eines fiktiven Wärmeumsat-
zes ermittelt. 

Selbstkosten im Sinne von § 10 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG sind auf-
zuteilen, wobei sich diese Auftei-
lung mangels gesetzlicher Selbst-
kostenaufteilungsregelungen 
entsprechend § 15 Abs. 4 UStG 
bestimmt. Die nach dieser Vor-
schrift vorzunehmende sachge-
rechte Schätzung ist grundsätzlich 
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Sache des Unternehmers, der zu 
entscheiden hat, welche Schät-
zungsmethode er wählt, wobei die 
Finanzbehörde und damit auch 
das FG nachprüfen kann, ob die 
Schätzung sachgerecht ist. Nimmt 
der Unternehmer keine Schätzung 
vor oder ist diese nicht sachge-
recht, hat das Finanzamt zu 
schätzen. 

Im Streitfall lässt die Aufteilungs-
entscheidung, die das Finanzge-
richt mangels sachgerechter 
Schätzung durch den Kläger zu 
treffen hatte, keinen revisions-
rechtlich erheblichen Rechtsfehler 
erkennen. Zutreffend hat das Fi-
nanzgericht gegen eine Aufteilung 
nach ausschließlich energetischen 
Werten entsprechend der Verwal-
tungsauffassung in Abschn. 2.5 
Abs. 22 Satz 6 und 7 UStAE ent-
schieden. Die Aufteilung der 
Selbstkosten konnte unter Ansatz 
eines fiktiven Wärmeverkaufsprei-
ses von 0,03 €/kWh erfolgen. 
Denn im Streitfall hat das Finanz-
gericht ohne Rechtsfehler für die 
Ermittlung des Anteils der Fern-
wärme an den Selbstkosten die 
durch eine wissenschaftliche Un-
tersuchung ermittelten bundes-
durchschnittlichen Arbeitspreise 
für Wärme aus Biogas-Anlagen 
herangezogen. 

In Bezug auf die Wärmeverwen-
dung für die steuerfrei vermietete 
Betriebsleiterwohnung ist das Fi-
nanzgericht von einer steuerfreien 
Nebenleistung zur Vermietung 
ausgegangen. Zwar kann es als 
zweifelhaft anzusehen sein, ob 
verbrauchsabhängig abgerech-
nete Versorgungsleistungen für 
die Nutzung eines Mietobjekts wie 
die Vermietung steuerfrei sind. 
Eine verbrauchsabhängige Ab-
rechnung hat das Finanzgericht 
indes nicht festgestellt und ist im 
Streitfall als fehlend anzusehen, 
nachdem in der mündlichen Ver-
handlung vor dem BFH auf Nach-
frage kein Beteiligter sie behaup-
tet hat. 

Folglich ist § 15 Abs. 4 UStG im 
Streitfall zweifach und dabei im 
Hinblick auf die steuerfreie Wär-
meverwendung unmittelbar zur 
Bestimmung des nicht abziehba-
ren Teils der Vorsteuerbeträge 
(sowie der diesen zugrundeliegen-
den Kosten) und daneben zur Auf-
teilung der danach verbleibenden 
Selbstkosten entsprechend anzu-
wenden. Das Finanzgericht hat al-
lerdings die Höhe der Vorsteuer-
kürzung für die Betriebsleiter-
wohnung entsprechend der Be-
messungsgrundlage der Ent-
nahme der Wärme geschätzt. 
Diese Schätzung in gleicher Höhe 
ist ausnahmsweise gerechtfertigt, 
da keine getrennte Ermittlung der 
auf den Privatbereich und die Be-
triebsleiterwohnung entfallende 
Wärmeverwendung vorlag und 
eine derartige Ermittlung im fi-
nanzgerichtlichen Verfahren, in 
dem weitergehende Aufklärungs-
versuche des Finanzgerichts er-
folglos geblieben sind, nicht mehr 
vorgenommen werden konnte. 

Bei der Aufteilung der Selbstkos-
ten hat das Finanzgericht eine 
Schätzung aufgrund einer "ge-
mischt umsatzenergetischen" Auf-
teilung vorgenommen und damit 
keine ausschließlich umsatzbezo-
gene Aufteilung zugrunde gelegt. 
Im BFH-Urteil vom 15. März 2022, 
V R 34/20, hat der BFH hingegen 
eine nur zweistufige, ausschließ-
lich umsatzbezogene Schätzung 
(ohne Berücksichtigung der nicht 
genutzten Wärme) als sachge-
recht in Betracht gezogen, der 
sich der Senat grundsätzlich an-
schließt. Beide Aufteilungsmetho-
den führen jedoch zu einem ähnli-
chen Selbstkostenpreis in der 
Nähe von 0,02 €/kWh und damit 
insbesondere gleichermaßen zu 
einer Wertbemessung unter dem 
Marktpreis. 

Bitte beachten Sie: 
Der BFH hat mit Urteil vom 9. No-
vember 2022, XI R 38/20, eben-
falls Stellung genommen zur un-
entgeltlichen Abgabe von Wärme 

aus einem Blockheizkraftwerk. 
Müssen in diesem Fall die Selbst-
kosten auf den Strom und die 
Wärme aufgeteilt werden, hat die 
Aufteilung im Regelfall nicht nach 
der erzeugten Menge an elektri-
scher und thermischer Energie (in 
kWh), sondern nach tatsächlichen 
oder gegebenenfalls  fiktiven Um-
sätzen (Marktwerten) zu erfolgen. 

 

Weiterbelastung von Kosten 
keine umsatzsteuerbare  
sonstige Leistung  
BFH, Beschluss vom 11. Oktober 
2022, XI R 12/20 

Der BFH hat dazu Stellung ge-
nommen, wie die Weiterbelastung 
von Kosten umsatzsteuerlich zu 
qualifizieren ist. 

Sachverhalt 
Gegenstand des Unternehmens 
der Gesellschaft A ist der Betrieb 
von Großschlachtereien in eige-
nen und fremden Schlachthöfen, 
der Handel mit Vieh und Fleisch 
sowie anderen Nahrungsmitteln 
und landwirtschaftlichen Produk-
ten sowie Herstellung und Vertrieb 
von Fleischwaren aller Art und an-
deren Nahrungsmitteln. 

A erwarb zur Schlachtung be-
stimmte Tiere (entweder von ei-
nem Landwirt oder von einer Ein-
kaufsgenossenschaft). Die 
Abrechnung der Lieferungen er-
folgte mittels Gutschrift durch A. 
Dabei zog A von dem Preis für 
das jeweilige Tier (neben tatsäch-
lich entstandenen Transportkos-
ten) sonstige "Vorkosten" ab. Vor-
kosten in diesem Sinne waren: 

̶ die Kosten für das Qualitäts-
management (einschließlich 
Kosten für den Veterinär), 

̶ die Kosten für die Prüfung 
der Betriebe der Kunden der 
Klägerin ("Audits"), 
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̶ die Kosten für die Einhaltung 
der erhöhten Hygienevor-
schriften und 

̶ die Kosten zur Gewährleis-
tung der Rückverfolgbarkeit 
der Tiere. 

Die Lieferung der Tiere erfolgte 
"frei Haus". In ihren Umsatzsteu-
ererklärungen sah A die gegebe-
nenfalls abgezogenen Transport-
kosten als Entgelte für 
selbstständige, dem Regelsteuer-
satz unterliegende sonstige Leis-
tungen an die Lieferanten an. Die 
abgezogenen Vorkosten sah sie 
hingegen als Entgeltminderungen 
an, die die Bemessungsgrundlage 
der (zu 7 Prozent bzw. zu 10,7 
Prozent versteuerten) Tierlieferun-
gen minderten. Den Vorsteuerab-
zug machte sie nur aus einer um 
die Vorkosten geminderten Be-
messungsgrundlage geltend. 

Das Finanzamt sah dagegen die 
abgezogenen Vorkosten als Ent-
gelt für (dem Regelsteuersatz un-
terliegende) sonstige Leistungen 
der A an die Lieferanten an. 
Gleichzeitig erhöhte es den Vor-
steuerabzug, da die Vorkosten 
das Entgelt für die (zu 7 Prozent 
bzw. zu 10,7 Prozent zu versteu-
ernden) Lieferungen der Tiere 
nicht minderten. 

Das Finanzgericht gab der Klage 
von A statt. Die Revision des Fi-
nanzamts vor dem BFH hatte kei-
nen Erfolg. 

Beschluss 
Der BFH kommt zum Ergebnis, 
dass ein Schlachthof, der beim Er-
werb von zur Schlachtung be-
stimmten Tieren die im Rahmen 
der Schlachtung anfallenden Kos-
ten (sog. "Vorkosten") vom Kauf-
preis für das jeweilige Tier ab-
zieht, damit keine sonstigen 
Leistungen an die Lieferanten der 
Tiere erbringt, wenn die diesen 
Kosten zugrundeliegenden Vor-
gänge im eigenen Interesse des 
Schlachthofs liegen. 

A war trotz des noch fehlenden zi-
vilrechtlichen Gefahrübergangs für 
sich selbst, das heißt in ihrem ei-
genen Interesse tätig, weil diese 
Vorgänge entscheidend dafür wa-
ren, welches Fleisch A zu wel-
chem Preis verkaufen konnte und 
dementsprechend ankaufen 
wollte. Allein der Umstand, dass 
eine empfangene Leistung an 
eine andere Person vertraglich 
weiterberechnet wird, führt nicht 
dazu, dass sie vom Leistenden di-
rekt an den Zahlenden erbracht 
sein muss. 

Die Rechtsprechung des BFH, 
dass bei Leistungen, zu deren 
Ausführung sich die Vertragspar-
teien in gegenseitigen Verträgen 
verpflichtet haben, der erforderli-
che Leistungsverbrauch grund-
sätzlich vorliegt, führt im Streitfall 
zu keiner anderen Beurteilung, 
weil sich A gegenüber den Liefe-
ranten nicht zur Durchführung der 
den Vorkosten zugrundeliegenden 
Tätigkeiten vertraglich verpflichtet 
hatte. Das Finanzgericht hat je-
denfalls nicht festgestellt, dass der 
jeweilige Lieferant darauf einen 
Anspruch gehabt hätte. 

Ebenso zutreffend ist die An-
nahme des Finanzgerichts, dass 
A sicherstellen musste, dass auf 
allen ihrer Kontrolle unterstehen-
den Produktions-, Verarbeitungs- 
und Vertriebsstufen von Lebens-
mitteln die einschlägigen Hygiene-
vorschriften der EU erfüllt sind. 
Sie musste weiter nach dem EU-
Recht auf allen Produktions-, Ver-
arbeitungs- und Vertriebsstufen in 
den ihrer Kontrolle unterstehen-
den Unternehmen dafür sorgen, 
dass die Lebensmittel die Anfor-
derungen des Lebensmittelrechts 
erfüllen, die für ihre Tätigkeit gel-
ten, und die Einhaltung dieser An-
forderungen überprüfen. Sie hatte 
unter anderem in der Lage zu 
sein, jede Person festzustellen, 
von der sie ein der Lebensmittel-
gewinnung dienendes Tier erhal-
ten hat, und Systeme und Verfah-
ren einzurichten, mit denen diese 
Informationen den zuständigen 

Behörden auf Aufforderung mitge-
teilt werden können. Die Leis-
tungsbezüge, die zum Entstehen 
der weiterberechneten Vorkosten 
berechtigt haben, bezog sie des-
halb aus eigenem Interesse, was 
gegen das Vorliegen einer Leis-
tung an die Lieferanten spricht 
(vgl. BFH-Beschluss vom 13. Sep-
tember 2022 - XI R 8/20). 

Soweit das FA darauf hinweist, 
dass die "Audits" auch den Liefe-
ranten wirtschaftlich zugutekom-
men, indem diese für qualitativ 
hochwertigere Produkte höhere 
Verkaufspreise erzielen können, 
gilt dies für A gleichermaßen, so-
dass auch dies in ihrem eigenen 
Interesse lag (vgl. BFH-Beschluss 
vom 13. September 2022 - XI R 
8/20). 

Bitte beachten Sie: 
Die BFH-Beschlüsse vom 13. 
September 2022, XI R 8/20 sowie 
vom 9. November 2022, XI R 
38/20 sind in der Praxis für sämtli-
che Konstellationen relevant, bei 
denen auch Vergütungen vom 
Leistenden an den Leistungsemp-
fänger gezahlt werden. Hier stellt 
sich regelmäßig die Frage, ob es 
sich um eine Entgeltminderung für 
die Leistung handelt oder um Ent-
gelt für eine separat zu betrach-
tende Leistung. Derartige Konstel-
lationen sind im Handel sehr 
häufig in Form von Vereinbarun-
gen über Konditionen, Rückvergü-
tungen, Boni und Zuschüsse an-
zutreffen.  
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NEUES VOM BMF 

Unternehmereigenschaft und 
Vorsteuerabzug bei  
Forschungseinrichtungen  
BMF, Schreiben vom 27. Januar 
2023  ̶  III C 2 - S 7104/19/10005 
:003 

Das BMF hat zur Unternehmerei-
genschaft und zum Vorsteuerab-
zug von Forschungsreinrichtun-
gen Stellung genommen.  

Hintergrund  
Das Bundesministerium der Fi-
nanzen (BMF) hatte es seit Jah-
ren versäumt, den Vorsteuerab-
zug bei Forschungseinrichtungen 
einheitlich zu regeln. Dies konnte 
zu erheblichen Steuerausfällen 
führen, so der Bundesrechnungs-
hof.  

Das BMF hat die Beispiele 6 bis 9 
in Abschnitt 2.10 Absatz 9 UStAE 
gestrichen und nach Absatz 9 die 
Zwischenüberschrift „Forschungs-
einrichtungen“ und die Absätze 10 
bis 11 angefügt. 

Forschungseinrichtungen 
Forschungseinrichtungen sind 
Einheiten, die Forschungsprojekte 
oder Forschungsprogramme 
durchführen. Abhängig von ihrer 
Organisation können Forschungs-
einrichtungen rechtlich selbststän-
dige Unternehmer oder unselbst-
ständiger Teil des 
unternehmerischen oder nichtun-
ternehmerischen Bereichs einer 
anderen rechtlich selbstständigen 
Einrichtung sein.  

Zum unternehmerischen Bereich 
bei Forschungseinrichtungen ge-
hören die Eigenforschung, die 
Auftragsforschung sowie der wei-
tere Technologietransfer, soweit 
beabsichtigt ist, die Forschungser-
gebnisse nachhaltig zur Erzielung 
von Einnahmen zu verwenden. 
Auch die Grundlagenforschung ist 
dem unternehmerischen Bereich 
zuzurechnen, wenn sie dazu 

dient, die unternehmerische Ver-
kaufstätigkeit zu steigern und die 
Marktposition zu stärken.  

Etwas anderes gilt, wenn Grundla-
genforschung in abgrenzbaren 
Teilbereichen ohne nachhaltige 
Einnahmeerzielungsabsicht aus-
geübt wird; in diesen Fällen sind 
die betroffenen Teilbereiche dem 
nichtunternehmerischen Bereich 
des Unternehmers zuzuordnen. 
Als abgrenzbare Teilbereiche kön-
nen organisatorische Einheiten, 
wie zum Beispiel Institute angese-
hen werden.  

Dem nichtunternehmerischen Be-
reich zuzurechnen ist die Erbrin-
gung eigenständiger Leistungen, 
die keine Forschungstätigkeiten 
sind und ihren Grund im Gesell-
schaftsvertrag, in der Satzung 
oder der Zugehörigkeit zu For-
schungsorganisationen haben, so-
fern bei diesen Leistungen von 
vornherein nicht die Absicht be-
steht, sie gegen Entgelt zu ver-
markten. Zum nichtunternehmeri-
schen Bereich gehören 
regelmäßig die reine Lehre (insbe-
sondere Lehrbeauftragungen und 
Betreuung von Studierenden), die 
Ausbildung über den betrieblichen 
Bedarf hinaus, die Öffentlichkeits-
arbeit mit Breitenwirkung (zum 
Beispiel Tage der offenen Tür, Be-
sucherprogramme, Schülerlabore) 
sowie die Weiterentwicklung des 
Wissenschaftssystems. Verbietet 
die Satzung einer Forschungsein-
richtung die entgeltliche Verwer-
tung von Forschungsergebnissen, 
sind diese ebenfalls dem nichtun-
ternehmerischen Bereich zuzuord-
nen. 

Das BMF erläutert die Grundsätze 
in fünf Beispielen. 

Ermittlung der nicht für das Un-
ternehmen bezogenen Vorsteu-
ern 
Der unternehmerische Bereich ist 
laut BMF bei Forschungseinrich-
tungen oftmals nur schwierig von 
deren nichtunternehmerischem 

Bereich abzugrenzen. Zur Verein-
fachung kann für die Ermittlung 
des Prozentsatzes der nicht für 
das Unternehmen bezogenen 
Vorsteuern ein bestimmtes Be-
rechnungsschema herangezogen 
werden, welches das BMF näher 
erläutert. 

Die Regelungen des BMF-Schrei-
bens sind auf alle offenen Fälle 
anzuwenden. 

 

IN KÜRZE 
 
Merkblatt zur Umsatzbesteue-
rung in der Bauwirtschaft (USt 
M 2) 

Das BMF hat das Merkblatt zur 
Umsatzbesteuerung in der Bau-
wirtschaft (USt M 2) nach dem 
Stand Januar 2023 herausgege-
ben. Es löst das Merkblatt aus 
2009 (siehe BMF-Schreiben vom 
12. Oktober 2009) ab.  

Die Änderungen beinhalten unter 
anderem die geänderte Definition 
von Werklieferungen, den zwi-
schenzeitlich erschienen UStAE, 
der die UStR 2008 abgelöst hat, 
sowie eine Erweiterung des Ab-
schnitts „Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers“. 

 

AUS ALLER WELT 

TaxNewsFlash Indirect Tax 
KPMG-Beiträge zu indirekten 
Steuern aus aller Welt 

Die nachfolgenden Beiträge fin-
den Sie hier. 

14 Feb - Poland: Draft legislation 
implementing new reporting obli-
gations for digital platform opera-
tors (DAC7) 

13 Feb - EU: New excise duty 
rules in updated directive effective 
13 February 2023 

https://home.kpmg/us/en/home/insights/2018/05/taxnewsflash-indirect-tax.html
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10 Feb - France: Tax-related pro-
visions in finance law for 2023 

9 Feb - Switzerland: New obliga-
tion for streaming services to in-
vest in Swiss filmmaking deter-
mined by VAT return 

9 Feb - Bolivia: Extended deadline 
for certain taxpayers to register in 
purchases and sales registry 

7 Feb - Colombia: Guidance on 
new single-use plastic products 
tax 

3 Feb - Cyprus: New single tax 
administration portal 

2 Feb - India: Tax measures in 
budget 2023-2024, including GST-
related measures 

2 Feb - Poland: Mandatory e-in-
voicing postponed until 1 July 
2024 

1 Feb - Sweden: Proposal for 
modernized VAT law 

 

VERANSTALTUNGEN 

Umsatzsteuer 2023: Hybride 
Jahresveranstaltung 

Veranstaltung am 23. Mai 2023 

Webcast Live: Trade Compli-
ance: ESG im Kontext von Ex-
portkontrolle, Zoll und Ver-
brauchsteuern 

Veranstaltung am 22. März 2023 

Weitere Informationen sowie die 
Anmeldeformulare zu den Veran-
staltungen finden Sie hier. 

 

 

https://home.kpmg/de/de/home/events.html
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